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derheit zu sein, und weil ihr die Kraft
zum Widerspruch fehlt. Gender-Ak-
tivisten übersehen häufig die Schwä-
chung der Sprachentwicklung und des
Sozialen. Kinder, Jugendliche, Men-
schen mit Behinderungen, „Zwei-
sprachler“, Ausländer, die Deutsch
lernen, erleben zusätzliche sowie un-
nötige und unnatürliche sprachliche
Hürden. Wenn die Sprache ein wichti-
ger Schlüssel zur Integration ist, leistet
das Gendern dort einen Bärendienst.
Ein möglicher Lösungsansatz bietet die
Sprache der empathischen und toleran-
ten Vernunft. Wer unbedingt gendern
will, soll das tun, solange er damit
keinen Zwang auf andere ausübt. Öf-
fentliche Einrichtungen sollten nicht
gendern. Sie sollten die gesellschaftli-
che Einheit der Sprache achten und
verteidigen.

DR. BURKHARD BUDDE, BAD HARZBURG

LESERBRIEFE 
Unnatürlich
Zu: „Der Streit ums Gendern gehört
nicht vor Gericht“ vom 1. August
Es gibt eine schleichende Normierung,
die ohne offenen und toleranten Dialog
geschieht. Studenten erzählen mir, dass
sie ihre Arbeiten an Universitäten in
Gendersprache verfassen müssen,
wenn sie keine Nachteile bekommen
wollen. Nicht nur der öffentlich-recht-
liche Rundfunk sowie Unternehmen
gendern und passen sich den Vorschrif-
ten einer selbsternannten Sprach-
polizei unkritisch an, sondern auch
Anzeigenkunden, staatliche und gesell-
schaftliche Stellen. Eine lautstarke
Minderheit meint, dass sie im Recht
sowie Retter der Gleichberechtigung
ist. Und eine Mehrheit schweigt immer
häufiger, weil sie meint, in der Min-
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Leserbriefe geben die Meinung unserer Leser wieder, nicht die der Redaktion. Wir freuen uns über jede
Zuschrift, müssen uns aber das Recht der Kürzung vorbehalten. Aufgrund der sehr großen Zahl von 
Leserbriefen, die bei uns eingehen, sind wir leider nicht in der Lage, jede einzelne Zuschrift zu beantworten.

D er Entwurf für das neue Infek-
tionsschutzgesetz von Gesund-
heitsminister Lauterbach

(SPD) und Justizminister Buschmann
(FDP) enthält eine bemerkenswerte
Neudefinition. Im Fall von Einlass-
kontrollen, die Bundesländer etwa bei
einer drohenden Überlastung des Ge-
sundheitssystems verhängen können,
gilt ab dem 1. Oktober: Als „frisch“
geimpft gilt nur noch derjenige, dessen
jüngste Impfung maximal drei Monate
zurückliegt. Zwar schließt Lauterbach
nicht aus, dass sich der Zeitraum in-
folge der Entwicklung neuer Impfstoffe
verlängern könnte. Doch Stand jetzt
bedeutet die Neuregelung, so sie die
Bundesländer in Kraft setzen: Wer
künftig ohne FFP2-Maske, ohne Test
und ohne Genesenenstatus ins Res-
taurant oder zum Sport, zum Konzert
oder ins Kino gehen will, auf den
wächst der Druck, sich jedes Viertel-
jahr neu impfen zu lassen.

Das irritiert schon deshalb, weil die
Ständige Impfkommission bisher nicht
einmal eine Empfehlung für die vierte
Impfung für unter 70-Jährige gegeben
hat. Und wer nach einer Corona-Imp-
fung ungewöhnliche Nebenwirkungen
erlebt hat, für den ist der zweite Boos-

ter keinesfalls eine Selbstverständlich-
keit. Geschweige denn weitere Impfun-
gen. Absehbar ist zudem: Diejenigen,
die etwa aus Kostengründen oder Ge-
sundheitsbedenken auf Test bezie-
hungsweise (Auffrischungs-)Impfung
verzichten, werden keinesfalls immer
die Wahlfreiheit haben, mithilfe einer
Maske Einlass zu öffentlichen Innen-
räumen zu erlangen – auch wenn man
zunächst diesen Eindruck gewinnen
kann. Aus dem Justizministerium heißt
es nämlich: Sobald in einem Bundes-
land die verschärften Einlassregeln
gelten, könne jede Einrichtung via
Hausrecht selbst entscheiden, ob es die
Masken-Option zulässt. Oder eben 3G
in Kraft setzt: Zutritt nur für Geimpfte,
Getestete, Genesene. Dabei hatte sich
Buschmann selbst wiederholt gegen
allgemeine 3G-Regeln ausgesprochen.

Basierend auf Erfahrungen mit dem
bisherigen Pandemie-Management
sollten die Deutschen damit rechnen,
im Herbst erneut mit ständigen Coro-
na-Kontrollen konfrontiert zu sein.
Ungeachtet dessen, dass Krankheits-
verläufe bei Omikron im Allgemeinen
als deutlich milder gelten als die bei
Delta. Selbst Lauterbach hält es für
„relativ wahrscheinlich“, dass im
Herbst eine Omikron-Variante domi-
nieren werde – also nicht die mehrfach
von ihm erwähnte „Killervariante“. Ob
das neue Regelwerk Buschmanns For-
mel „Verhältnismäßigkeit wahren“
entspricht – daran sind Zweifel erlaubt.johannes.wiedemann@welt.de

Alle drei Monate impfen? 
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JOHANNES WIEDEMANN

Jeder will einen Antisemitismus-Beauftragten

HENRYK M. BRODER

W ie das englischsprachige Portal „Jewish
News Syndicate“ meldet, plant die Luft-
hansa die Berufung eines Antisemitis-

mus-Beauftragten („anti-Semitism manager“) – als
Reaktion auf einen Vorfall am Frankfurter Flugha-
fen von Anfang Mai dieses Jahres. Damals wurde
127 orthodoxen Juden aus New York nach der Zwi-
schenlandung in Frankfurt der Weiterflug nach
Budapest verweigert, weil einige von ihnen auf dem
Flug von New York nach Frankfurt sich angeblich
oder tatsächlich geweigert hatten, eine Mund-
Nasen-Maske zu tragen. Wer „durch Hut und
Schläfenlocken als Jude zu erkennen war“, hieß es
in einem Bericht des Hessischen Rundfunks, durfte
nicht „weiterreisen“.

Die Maßnahme führte zu einem mittelgroßen
Skandal, der mit einer Entschuldigung des Luft-
hansa-Chefs Carsten Spohr bei der Jüdischen Ge-
meinde in Berlin und dem Vorsitzenden des Zen-
tralrates der Juden in Deutschland, Josef Schuster,
beigelegt wurde, obwohl weder die Berliner Ge-
meinde noch der Zentralrat etwas mit dem Vorfall
zu tun hatten. Und ein Antisemitismus-Beauf-
tragter der Lufthansa soll dafür sorgen, dass so
etwas nicht noch einmal passiert. Wird es Lehr-
gänge für LH-Mitarbeiter geben, woran man einen
Juden erkennt? Oder wie man einen orthodoxen
Juden von einem „normalen“ unterscheidet?

Egal, fest steht nur, dass „Antisemitismus-Be-
auftragter“ ein Beruf mit Zukunft ist, ähnlich wie
„Insolvenzverwalter“ und „Integrationslotsen“.
Derzeit sind mindestens zwei Dutzend „Antise-
mitismus-Beauftragte“ in Deutschland aktiv.
Überregional bekannt ist der Bundesbeauftragte,

Felix Klein, der dem Bundesinnenministerium
untersteht. Jedes Bundesland hat einen eigenen
Antisemitismus-Beauftragten, hinzu kommen
Städte wie Köln oder Bamberg, Behörden wie die
Berliner Polizei und Institutionen wie die Fried-
rich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg;
„Meldestellen“ für „niederschwellige Vorfälle
unterhalb der Strafbarkeitsgrenze“ ergänzen die
Angebotspalette.

All diesen Bemühungen, den Antisemitismus
administrativ zu erfassen und zu neutralisieren,
zum Trotz, nimmt die Zahl der antisemitischen
Vorfälle stetig zu. Es scheint da so eine Art von
paradoxer Korrelation zu geben, vielleicht auch
eine Kausalität, nicht im Sinne von „je mehr Anti-
semitismus-Beauftragte, desto weniger Antise-
mitismus“, sondern „je mehr Antisemitismus,
umso mehr Planstellen für Antisemitismus-Beauf-
tragte“.

Was es bis jetzt nicht gibt, das sind Antisemitis-
mus-Beauftragte bei der Müllabfuhr, den Verkehrs-
betrieben, Einwohnermeldeämtern und anderen
kommunalen Einrichtungen. Das gilt auch für
Volkswagen, Thyssen-Krupp, Müller-Milch und
andere arbeitsintensive Unternehmen. Ebenso für
den Kunst- und Kulturbetrieb, wie das Beispiel der

Documenta gerade gezeigt hat. Da ist noch viel
Luft nach oben. Wer glaubt, dass man eine so alte
Krankheit wie den Judenhass mit Placebos heilen
kann, der muss auch für die entsprechende flächen-
deckende Infrastruktur sorgen.

Mir kommt die Idee, einen LH-Beauftragten für
den Umgang mit Antisemitismus einzustellen, sehr
entgegen. Ich hätte endlich jemand, an den ich
mich wenden könnte, wenn mir die Bitte um ein
Upgrade verweigert wird oder mein Gepäck nicht
dort ankommt, wo ich es erwarte. Wenn der Flug
gecancelt wird oder die Flugbegleitenden sich wei-
gern, mit mir Polnisch zu sprechen. Ich kann doch
nichts dafür, dass mir bei der Geburt nicht nur ein
Geschlecht, sondern auch eine kulturelle und reli-
giöse Identität zugewiesen wurde! Ich bin glau-
bensfluid und bestehe auf meinem Recht, es sein zu
dürfen. Heute jüdisch, morgen katholisch, über-
morgen griechisch-orthodox. Und zwischendurch
Bahai.

Dafür nehme ich es hin, dass ich ein unkalkulier-
bares Risiko eingehe, wenn ich mit einem Kreuz
oder einem Davidstern um den Hals durch Neu-
kölln laufe. Es macht mir auch nichts aus, dass ich
der Familie der Nachtschattengewächse zugerech-
net und als Kartoffel stigmatisiert werde, obwohl
ich an geraden Tagen eine Falafelkugel und an un-
geraden eine Buchtel bin. Das ist gelebte Diversität!

Eine Anfrage bei der Lufthansa, wie weit das
Unternehmen mit der Umsetzung der Pläne für
einen Antisemitismus-Beauftragten wäre, blieb
unbeantwortet. Das muss noch nichts bedeuten.
Verspätungen und Ausfälle gehören bei der Luft-
hansa zur täglichen Routine.
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D ie Sanktionen gegen Russland
zeigten bisher kaum die von
den westlichen Regierungen
erhofften Effekte auf das Re-
gime von Wladimir Putin. Da-
mit drängt sich die Frage auf,
ob sich die Sanktionen für den

Westen und die Ukraine überhaupt lohnen. Tat-
sächlich wirken die Sanktionen so schlecht, wie zu
erwarten war: Schon viele autokratische Regierun-
gen wurden vom Westen hart sanktioniert und
haben dennoch lange überlebt, so etwa die Regime
von Fidel Castro, Saddam Hussein, Baschar al-
Assad, der Kim-Clan oder die iranischen Mullahs.
Warum ist das so, und gäbe es bessere Alternati-
ven?

Wirtschaftliche Sanktionen können die Wirt-
schaft des Ziellandes stark schwächen, falls ihnen
das sanktionierte Land nicht leicht durch Aus-
weichhandel über Drittländer und Anpassungen
der inländischen Produktion ausweichen kann.
Doch selbst eine wirtschaftliche Schwächung heißt
noch lange nicht, dass Sanktionen dem anvisierten
Regime schaden. Vielmehr drohen sie gerade dann
das Regime zu stabilisieren und seine Macht gegen-
über der Bevölkerung zu mehren. Sanktionen füh-
ren im sanktionierten Land zu einer Verknappung
vieler Importgüter. Das erlaubt dem Regime, die
knappen Güter zu rationieren und mit deren ge-
zielter Zuteilung Macht auszuüben. Die eigene
Klientel kann bei der Rationierung bevorzugt be-
dient werden. Zugleich kann das Regime die Kon-
trolle über die inländischen Anbieter von Ersatz-
produkten und so seine Macht weiter ausweiten. In
Kuba und im Iran kontrollieren das Castro-Regime
und die Revolutionsgarden große Teile der Pro-
duktion. Indem Sanktionen den legalen Handel
einschränken, fördern sie den Schmuggel. Diesen
kann das Regime kontrollieren und die Gewinne
abschöpfen.

Noch einfacher ist die Umgehung der westlichen
Sanktionen, wenn sich ihnen große Teile des Rests
der Welt nicht anschließen. Dann fließen die Im-
porte und Exporte über Drittländer, zumeist über
vom Regime kontrollierte Kanäle. Auch der sankti-
onsbedingte Rückzug westlicher Unternehmen
spielt dem Regime in die Hände. Die Firmen ver-
kaufen ihre Aktiva sehr günstig, weil es kaum Wett-
bewerb unter den Käufern gibt. Denn die Erlaubnis
zum Kauf und günstige Kredite der Staatsbanken
zu seiner Finanzierung erhalten zumeist nur
Freunde des Regimes. Zugleich erschweren es die
Finanzsanktionen den noch aktiven Oppositionel-
len, weiter tätig zu sein, weil Finanztransaktionen
nun zwingend über regimenahe Kanäle gehen müs-
sen.

Zwar trifft die sanktionsbedingte Wirtschafts-
krise die Bürger hart. Aber gerade das begünstigt
ein „rally around the flag“, bei dem sich die Bevöl-
kerung hinter die Regierung schart. Die sanktions-
bedingte Verarmung und das Abschneiden der frei-
en Handelsbeziehungen machen die Bürger vom
Regime abhängiger und lähmen ihre Anreize, gegen
das Regime aufzubegehren. Sie wissen, dass auf ein

autokratisches Regime selten eine demokratische,
bürgerorientierte Regierung folgt, und dass ein
Machtvakuum mit drohendem Bürgerkrieg für sie
oft noch fataler als das bisherige Regime ist. Auf-
grund dieser Mechanismen lernen Regime nicht
nur mit Sanktionen zu leben, sondern sie sogar zu
lieben. Das Land verarmt, aber was kümmert sie
es? Die Sanktionen helfen ihnen, ihre Macht zu
erhalten. So scheint es auch im Falle von Russland
zu sein.

Gleichwohl können Sanktionen für den Westen
sinnvoll sein, wenn sie die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit des sanktionierten Landes so stark
senken, dass längerfristig auch das militärische
Potenzial des Regimes sinkt. Nach vielen Sankti-
onsjahren kann das Regime militärisch einfacher
bezwungen werden. Das galt im Falle von Milosevic
in Serbien und Hussein in Irak. Doch bei der Atom-
macht Russland erscheint ein militärisches Vor-
gehen auch längerfristig nicht besonders realis-
tisch. Außerdem kann diese Strategie leicht schief-
gehen: Wenn das Regime fürchtet, dass die Sanktio-
nen längerfristig sein militärisches Potenzial
schwächen, muss es seine militärischen Ziele mög-
lichst vorher zu erreichen versuchen.

Wenn Sanktionen nicht funktionieren, was dann?
Ein Ansatz ist, das Regime – nicht das Land – aktiv
zu destabilisieren. Dazu bieten sich zwei konkrete
Wege an. Mutmaßlichen Tätern könnte ermöglicht
werden, sich vom Regime loszusagen, ins Ausland
abzusetzen und wichtige Informationen über das
Handeln des Regimes preiszugeben, die in Rechts-
verfahren vor internationalen Gerichten zur Auf-

klärung des Sachverhalts und zur Verurteilung der
Schuldigen beitragen. Um die richtigen Anreize zur
Mitwirkung zu schaffen, müssten ihre Strafen bei
Preisgabe wichtiger Informationen gemindert wer-
den, und sie müssten einen Bruchteil des von ihnen
angehäuften Reichtums legalisieren können, um ein
neues Leben zu beginnen. Diese Strategie ent-
spricht einer Kronzeugenregelung, wie sie im
Kampf gegen das organisierte Verbrechen und die
Mafia erfolgreich ist. Sie könnte auch gegen mafiö-
se Regime wie jenes in Russland wirken. Sie wird
mit der Zunahme der Verbrechen, die durch das
Regime begangen werden, immer wichtiger.

Die Emigration für das Regime besonders sys-
temrelevanter Personen kann aktiv gefördert wer-
den. Der Handlungsspielraum russischer Forscher
oder IT-Spezialisten und von Teilen der Intelligen-
zija ganz allgemein sollte daher erweitert werden,
sodass sie sich einfacher vom Regime lossagen
können. Ihnen sollte ermöglicht werden, gegen den
Kreml zu stimmen. Es ist für Autokraten und ihre
Entourage zentral, dass die talentiertesten Köpfe
keine attraktiven Alternativen zum Regime haben.
Einer speziellen Gruppe potenzieller russischer
Auswanderer könnte ein besonderes Angebot ge-
macht werden. So wäre aktiven russischen Of-
fizieren die Option zu eröffnen, sofort im Westen
eine neue Existenz aufzubauen. Ihre Auswanderung
und die damit verbundene Waffenniederlegung
könnte mit dem Angebot eines Ausbildungsplatzes
und der Zahlung eines „Entwaffnungsgeldes“ von
etwa einem russischen Jahresgehalt unterstützt
werden. Selbst wenn alle aktiven russischen Of-
fiziere kommen würden, wären die Kosten mit
einmalig rund drei Milliarden Dollar sehr über-
schaubar.

Der Königsweg ist jedoch die Selbststärkung des
Westens bei gleichzeitiger Schwächung des russi-
schen Regimes. Dazu ist eine rationale Kosten-
Nutzen-Abwägung notwendig. Derzeit kosten die
Sanktionen gegen Russland und die russischen
Gegensanktionen die westlichen Wirtschaften wohl
mehrere Prozentpunkte der gesamtwirtschaftli-
chen Leistung. Bei Verzicht auf Sanktionen wäre
die Wirtschaftsleistung deutlich höher. Entspre-
chend könnte der Westen einen Teil der nicht ver-
lorenen Wirtschaftsleistung für Militärhilfe an die
Ukraine und vor allem für die eigene Aufrüstung
einsetzen. Wenn die Sanktionen die Wirtschafts-
leistung des Westens um zwei Prozent reduzieren,
entspricht das für die EU, USA, Großbritannien
und Kanada zusammen rund einem jährlichen Ver-
lust von 800 Milliarden Dollar. Wenn davon je ein
Zehntel in weitere Militärhilfe an die Ukraine und
die Aufrüstung des Westens gesteckt würde, über-
träfen allein diese Zusatzausgaben die russischen
Rüstungsausgaben jeweils deutlich. Das Regime
Putins würde dadurch wohl wesentlich wirkungs-
voller in Schach gehalten als durch Sanktionen.

Dieses Vorgehen der Selbststärkung ist zudem
nicht nur gegen die aktuelle russische Bedrohung
sinnvoll, sondern erst recht in Anbetracht der all-
gemeinen Weltlage. Der Westen braucht nicht eine
Maßnahme wie Sanktionen, deren Nutzen fragwür-
dig ist, deren Kosten sicher groß sind und die we-
gen der beschränkten wirtschaftlichen Kapazitäten
kaum wiederholt eingesetzt werden kann. Vielmehr
braucht der Westen eine allgemeine Erhöhung
seiner Abschreckungskraft – sonst kommen bald
neue Attacken von bekannten und noch unbekann-
ten Gegnern.

T Reiner Eichenberger ist Professor für Theorie der
Wirtschafts- und Finanzpolitik an der Universität
Freiburg (Schweiz), David Stadelmann ist Pro-
fessor für Wirtschaftspolitik und wirtschaftliche
Entwicklung an der Universität Bayreuth.

Wie Sanktionen
wirklich wirken

Sie schaden zwar der
Wirtschaft des Ziellandes,
aber noch lange nicht
deren Regierung. Oft
stabilisieren sie sogar die
Macht der Autokraten.
Dennoch ist der Westen
gegenüber Russland
nicht machtlos

GASTBEITRAG

REINER EICHENBERGER UND DAVID STADELMANN

B ei allem Streit ums Klima, auf
eines konnten sich die meisten
einigen: Ein Ausstieg aus der

Kohleenergie ist sinnvoll. Die Ver-
brennung des Rohstoffs heizt das Kli-
ma in besonderem Maße auf, und seine
Abgase stellen ein erhebliches Gesund-
heitsrisiko dar. Deutschland, das mit
seiner Energiewende der Welt zeigen
wollte, wie ein Industrieland den Um-
stieg auf Erneuerbare Energien schaf-
fen kann, wollte den Ausstieg aus der
Kohle besonders rasch. Doch das Ge-
genteil passiert: Deutschland bettelt
um Kohle; der Verbrauch steigt eu-
ropaweit, weil Gas aus Russland fehlt.
Nun wird auch die Kohle knapp, be-
richtet die WELT-Partnerpublikation
„Politico“. Die EU verhängte im April
Sanktionen gegen Kohle aus Russland
und verbietet ab dem 10. August wei-
tere Importe. In Deutschland würden
die Versorgungsengpässe bei Kohle laut
„Politico“ besonders zu spüren sein.

Die deutsche Energiewende bleibt
sich treu: Die Strategie, als einziges
Industrieland fast vollkommen auf
Wind und Sonne umzusteigen, ent-
puppt sich immer mehr als „dümmste
Energiepolitik der Welt“, wie das „Wall
Street Journal“ 2019 schrieb. Hätte

Deutschland sich nicht ohne Not sei-
ner Energie-Technologien beraubt,
müsste es jetzt nicht um klimaschädli-
che Kohle betteln. Deutschland hat
sich die Auswege selber verbaut. Die
Schaffung von Stromspeichern und
Leitungen für schwankende Wind-
energie erweist sich als weitaus kom-
plexer als von den Energiewende-Lob-
byisten behauptet. Dennoch steigt
Deutschland im Gegensatz zu anderen
Industrieländern aus klimafreundlicher
und zuverlässiger Kernkraft aus. Selbst
gewaltige Mengen Erdgas in heimi-
schen Böden sollen nicht gefördert
werden. Die Verbrennung von Erdgas
setzt weitaus weniger CO2 frei als
Kohle. Der Umstieg von Kohle auf
Erdgas, das mit Fracking gewonnen
wurde, ermöglichte es den USA, den
Treibhausgas-Ausstoß drastisch zu
verringern. Heimisches Fracking-Gas
könnte auch Deutschland auf Jahr-
zehnte versorgen, doch das Land setzte
auf Erdgas aus Russland. Fracking in
Deutschland wurde verboten – gegen
den Rat von Wissenschaftlern.

Technologie zum Abscheiden von
CO2 hätte der Energiewende ebenfalls
helfen können. Das sogenannte CCS
fängt CO2-Emissionen von Kohlekraft-
werken auf. Jetzt, wo Deutschland
verstärkt Kohle verbrennen will, wäre
CCS nützlich, um die Klimaziele zu
erreichen. Doch auch diese Technolo-
gie hat Deutschland im Rahmen seiner
Energiewende politisch gestoppt.forum@welt.de

In der Energiewende-Falle
KOMMENTAR

AXEL BOJANOWSKI
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